Betriebsschliessung ABB Deitingen SO
ABB hält am vertragswidrigen Vorgehen fest – und verweigert Sozialplan-Verhandlungen

Die konstruktive Lösungssuche für die von der Betriebsschliessung, Entlassungen und Versetzungen betroffene Belegschaft der ABB Deitingen SO bleibt weiterhin blockiert. An einem Gespräch am Mittwoch, 6. Februar 2013, weigerten sich die ABB-Leitung und der Angestelltenrat, das in Verletzung des Gesamtarbeitsvertrags durchgeführte Konsultationsverfahren neu anzusetzen. Gleichzeitig wurde die Forderung aus der Mitte der Mitarbeitenden zurückgewiesen, mit der Unia über notwendige Verbesserungen des ungenügenden Sozialplans zu verhandeln. Immerhin erklärten sich Direktion und Angestelltenrat unter dem gewerkschaftlichen Druck bereit, bis Mitte Februar in einer Zusatzvereinbarung verschiedene Punkte des Sozialplans zu verbessern.

Klar ist inzwischen, dass das Konsultationsverfahren der ABB im Zusammenhang mit der Schliessung des Betriebs in Deitingen und der Ankündigung von 46 Entlassungen und 59 Versetzungen in den Kanton Aargau die Bestimmungen des Gesamtarbeitsvertrages der MEM-Industrie verletzte:

· Die Konsultationsdauer von mindestens 12 Werktagen gemäss GAV wurde nicht respektiert.

· Das zuständige Amt für Wirtschaft und Arbeit (AWA) des Kantons Solothurn wurde – gemeinsam mit den Vertragspartnern – erst am 14. Januar 2013 über die beabsichtigte Betriebsschliessung und Massenentlassung informiert.

· Bereits vier Werktage nach der Information wurden die Betroffenen individuell über ihre Kündigung oder Versetzung informiert.

· Bis am Mittwoch, 6. Februar, lag zudem im AWA immer noch kein Bericht vor, wir er zum Abschluss des Konsultationsverfahrens erforderlich ist.

· Ebenso bemühte sich der Angestelltenrat, der der Betriebsschliessung zustimmte, zu keinem Zeitpunkt um die vertraglich vorgeschriebenen Kontakte zur betroffenen Belegschaft.

Angesichts dieser krassen Missachtung der vertraglichen und gesetzlichen Bestimmungen bezüglich Konsultationsverfahren informierte die Unia die ABB-Leitung am Mittwoch darüber, dass sich die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorbehalten, zum gegebenen Zeitpunkt die Kündigungen als missbräuchlich im Sinne von OR 336, Ziffer 2, Absatz c, anzufechten.

Ungenügender Sozialplan muss nachgebessert werden
Obwohl die Unia inzwischen von rund 50 betroffenen Mitarbeitenden ein Verhandlungs- und Vertretungsmandat erhalten hat, weigerte sich die ABB-Leitung auch am Mittwoch, über die dringende notwendige Verbesserung des 2009 abgeschlossenen Sozialplans zu verhandeln. Dieser Sozialplan wird der besonderen Situation einer kompletten Betriebsschliessung in wichtigen Punkten nicht gerecht. Im Auftrag der Belegschaft deponierte die Unia noch einmal die wichtigsten Forderungen:

· Sozialverträgliche Frühpensionierungs-Lösungen ab dem 58. Altersjahr statt erst ab dem 63. Altersjahr.

· Zählbare, sofort fällige, dienst- und lebensaltersabhängige Abfindungsvergütungen für alle Mitarbeitenden, welche die ABB verlassen statt magere 10'000 Franken nur für den Fall, dass man zwei Jahre arbeitslos, ausgesteuert und ohne unbefristeten Arbeitsvertrag dasteht.

· Deutlich verbesserte Weg- und Umzugsentschädigungen für alle Mitarbeitenden, die infolge der Betriebsschliessung in den Kanton Aargau versetzt oder aufgrund einer neuen Arbeitsstelle den Wohnort wechseln müssen.

Inwieweit ABB-Leitung und Angestelltenrat diesen berechtigten Forderungen nachkommen, blieb am Gespräch vom Mittwoch offen. Immerhin erklärten sie sich gegenüber der Unia bereit, der Belegschaft in Deitingen bis Mitte Februar Nachbesserungen im Rahmen einer Zusatzvereinbarung zum Sozialplan zu unterbreiten.
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